-vrefnrm verwe_garh,‘well iﬁm elne beindung in entwerteter
RMwWhhrung als Entzelt fdr die Aufgabe seines Sac*wert—:
anteils nlcht zuzumuten ist., pa

N
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v erkinde t
am 28.__Febru.ar 1951
gez. Loser, Justlzangestellter,
als Urkundsbeamter der Ge-

schaftsst'elle.‘ _ Im Namen des Volkes.

" In dem Rechtsstreit
1. des Facharztes Dr. med. Ernst N
2. des Pacharztes Dr. med. Siegfried SN
sémtlich in B— r@Pstrasse @P,
Kliger, Berufungsbeklagte und Revisionskléger
- ProzeBbevollméchtigter: Rechtsanwalt Dr. -

in (N -
gegen '

den Facharzt Dr. med. Werner G in SENIEG
B s o5 se @,

Beklagten, Beruf‘ungsklager und Revisionsbeklagten
~ ProzeBSbevollmichtigter: Rechtsanwalt Dr. ]

in

‘hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs in
‘Karlmuhe auf die miindliche Verhandlung vom 28. Februar
1951 unter Mitwirkung des Senatsprasme'xtenmﬁ;: Canter

und der Bundesrichter Dr. Drost, Dr. Selowsky,

Dr. Haidinger, Dr. Fischer

fiir Recht erkannt:
Die Revision der Klidger gegen das Urteil des
1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts in
Braunschweig vom 24. Mai 1949 wird auf Kosten
der Kl&éger zuriickgewiesen,

Von Rechts wegen,



Matthias Prinz
Rechtsanwalt
YRR M R e ey
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Tatbestand: - . .. *-

~ Die Parteien sind Krzte. Sie und"dér wihrend des
Revisionsverfahrens verstorbene Vater des Kl gers zu
2., schlossen am 10. April 1934 einen nota¢1ellen Ge-

sellschaftsvertrag, um gemeinsam-in B— eine
Klinik zu betreiben. D1e Klinik selbst und das Inventar

- der Klinik gehdrten den Vertragsschllesqenden zu

ideellen Bruchtellen, von denen ein Bruchteil von 1/4
dem Beklagten zustand Nach dem Gesellscha tsvertrag
blieb dleses Bruchtellseltentum bei den Gesellschaftern;
.-sie vgrpflichteten gich ledlgllch dle Grundst1uke und
.'das Inventar der -Gesellschaft ohne besondere Entschi-

~. digung zur Verfupung zZu. stellen, und riunten jeweils

den’ anderen &e“ellschaftern ein Vorkaufsrecht ein.

- “Wehrend der Krlegsaahre kam es zu Meinungsver-
schiedenheiten zwischen den Gesell&cha? tern, die
schlleuulloh dazu filhrten, dass-die Klagnr und der
Vater des KLR ers zu 2., auf Grund einer dah¢nvekﬁld°n

. .Begtinmung ir Gesellschattsvertrag den Beklapten mit
Wirkung vom 1. Oktober 1944 aus der Geselischal't

. ausschlossen. Die Wirksamkeit dieses Ausschlusses wurde
durch Urteil des Oberlandesgerlcnts Braunschweig vem
ll Januar 1946 rechtskraftlg unter den Parteien fest-
gestel1t In Anschluss an das Feststellungsverfahren
verlangten d1e Gesellschafter von dem’ ﬁckla'ten die
Uberlassung seines Anteils an den Grundg stiicken und dem
Inventar der Klinik. Dabei stiitzten sie gich auf § 8
Abs 1 des Ge9911°c%;LLJV6rtrags,‘wonaoh der Ausscheidende

—_F -
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seinen Anteil an den- Grundstiicken und dem Inventar zu
dem w1rklichen Wert und angemessenen Zahlungsbedingungen
den ubrlben Gesellschaftern zum Kauf anzubieten hat. .

Da sich die Parteien bei diesen Erorterungen iiber den
wirklichen Wert nlcht einigen konnten, beauftragten

sie entsprechend elner weiteren Bestimmung im Gesell-
Tschaftsvertrag, getrennt je eimen Gutachter zur Ab-

V;?schatzung von Grundstucken und Inventar. Die Schatzungen

“dieser beiden Gutachter fielen hinsichtlich der Be-
wertung der Grundstiicke s¢ verschieden aus, dass sich
-die Kldger und der Vater des Kligers zu 2, schliesslich
‘veranlasst sahen, gemiss § 8 Abs 3 des Gesellschafts-
vertrags die Arztekammer in B vr die Be-
nennung eines Obergutachters zu bitten. Der darauf-

hin von der Arztekammer bestellte Obergutachter

schitzte in seinem Gutachten wvom 16, Oktober 1946

den Wert der Grundstiicke auf RM 190.647,51., Anhand
dieses Gutachtens stellten div Kldger eine Abreohnung
fiir die Auseinandersetzung mit dem Beklagfen auf, die
unter Beriicksichtigung der wciteren in Betracht kommen-
den Posten (Inventar, Gesellschaftsguthaben, . Hypotheken
usw) mit einem Auseinandersetzungsguthaben von.

RM 45.371,40 fir den Beklagten abschloss, Sie ver-
"langten von dem Beklagten gegen AusZahlung dieses Gut-
habens die Ubertragung seines Anteils an ‘den Grund-
stiicken und dem Inventar. Da der Beklagte diesem Ver-
langen nicht nachkam, hinterlegten die anderen Gesell-
schafter am 20. Dezember 1946 / 4. Mdrz 1947 den gé-

-4 -
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-nannten Betrag beim Amtsgerlcht unter Verzicht der

"“  Riicknahme zu Gunsten des Beklagten und erhoben gegen

ihn Klage, und zwar die beiden Jetzigen Klager und der
Vater des Kligers zu 2, der von dlesem allein beerbt

- worden ist. Sie haben beantragt:

Der Beklagte w1rd verurtellt

: 1. zu erkléren, ‘dass er sein Mlteigentumsrecht ‘

: (1/4 Bruchteil) an den Grundstiicken r@Pstrasse

_ (Grundbuch ‘Band @ Blatt 2@ und
Barid @ Blatt an dem in der Aufstellung des

;  Versteigerers August Om vom 11. Mai 1946 ver-
- zeichneten Inventar de agern zum Gesamtpreis ven

‘44,818,23 RM verkauft.

2. Zug um Zug gegen Auszahluna eines Betrages von
© 45:371,40 RM (hinferlegt bei der Hinterlegungsstelle
. des Amtsgerjchts Braunschwelg) ferner zu erklédren,
dass er mit den Kliigern einig ist, dass sein Mit.
eigentum an den vorerwdhnten Grundstacken auf die
3 Kldger zu je 1/3 iibergehen soll, und dass er die
Unschreibung 1m Grundbuch bew1lligt.

Der Beklacte hat um Abwelsung der Klage gebeten, Fr hat
' bemangelt dass die Bestellung des Obergutachters nicht
'nach den Bestlmmungen des Gesellschaftsverirages
erfolgt gei, und hat ausgefhhrt dass seine Schidtzung un-
“bllllg und daher nicht blndend sei. ¥eiterhin sei nach
dem Geaellschaftsvertrag fur sein Kaufangebot der
‘_"w1rk11che Wert" massgebllch, d.h. ein wirtschaftlich
sinnvolles Aqulvalent fiir seine Lelstung, dieser Wert

.konne ver Durchfnhrung der Wahrungsreform in Reichsmark
N nicht ermittel+ werden

')

B




m

...»5 -

~ Das Landgnllcht hat der Klape stattgegeben. In der
”Berufunnsinstanz haben die Klaper ihren. Antrag mit
Riicksicat auf die inzwischen eingetretene Wéhrungsre-
form dahin ergdnzt dass sie nunmehr hilfsweise bean~

,,trdot haben, die Berufung des Beklagten mit der Massgabe

,lzuzackzuwelsen, dass der Beklagte verurteilt wird, zu
_erklaren, dass er sein Miteigentumsrecht an den im

.;.;Hauptantrag genannten Grundstiicken und Inventar den
L Klqgern zu einem nach der Ansicht des Senats angemessenen

Gesamtpreis verkauft jedoch unter Beschrankung des
Gesamtpreises auf DM 15.000,-- und ohne Riicksicht auf die
hinterlegten RM 45.371,40, die an den Beklagten ausge-

_ zahlt werden sollen. Die Kliger haben noch ausgefiihrt,
"dass dér”Beklagte.auch-unter dem Gesichtspunkt des
Verzggé‘verpflichtet sei, ihnen einen durch die Hinaus-
zbgefungAdes'Kaufansebots etwa entstandenen Wﬁhrungs-

- schaden zu ersetzen. Das Oberlandesgericht hat das
erstinstanzliche Urteil aufgehoben und die Klage in
vqllen Umfang abgewiesen. Mit der Revision erstreben die
Kliger die Wiederherstellung des erstinstanzlichen Urteils
nack. Massgabe ihres in der Berufungainstanz gestellten

- Antrags; der Beklagte bittet um Zurwckweisung der Re-
vision. .

Entscheidungagrﬁnde:'

- 1. Die Revision- geht ven der Auffassung aus, der
‘Beklagte sel durch seine Weigerung, das Kaufangebot abzu~--
geben und den nach dem Gutachten in Betracht kommenden
Kaufpreis entgegenzunehmen, in Annahmeverzug gekommen,

-06—
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i Er mitsse .sich daher auf den hinterlegten Betrag ver-

" i weisen lassen. Bin Annahmeverweigerungsrecht habe dem

Beklagten nicht zugestenden, da nach der VO Nr, 92 der
Britischen Militdrregierung jeder GlHubiger einer
‘Geldforderung zur Entgegennshme des angehotenen RM-

~ Betrages verpflichtet gewesen sei. Mithin stelle die

" Hinterlegung seitens der Kléger. eine Erfullung ithrer
’Verbindlichkeit dar (§ 370 BGB), so. dass der Beklagte

U nunmehr kélnen AnSpruch auf Zahlung des Kaufpreises mehr

habe. Diese Auffassung der Revlsion erwelst sich als
~ fehlsam. :

N ﬁf'NachAdem Gesellschaftsvertrag war der Beklagte mit
 seinem Ausscheiden verpflichtet, seinen Anteil an den

_ Grundstucken und dem Inventar den ubrigen Gesellschaftern
zu dem w1rkliohen Wert zum Kauf anzubieten. Das bedeutet,
_dass fur die Uberlassung des ﬁruchteilselgentums Zu~

. .nachst der Abschluss eines Kaufvertrages notwendig ist;

. und dass die gegenseitigen Anspriiche auf Uberlassung und
Ubertragung des Eigentums an den Grunds+ﬁcken und
Inventar einerseits und auf Zahlung des Kaufpreises
_andererseits erst mit dem Abschluss des Kaufvertrages
zur Entetéhung'gelangen. Der'Geseilschaftsvertrag ent-
-+’hdlt insoweit noch nicht selbst den Kaufvertrag, sondern

‘lediglich die einseitlge Verpflichtung des Beklagten,

-~den Klégern den Abschluss eines Kaufvertrags anzutragen,

. Da der Beklagte dieser Verpflichtung bisher nicht nach-

‘gekommen ist,Asind bislang auch der Kaufvertrag und
- +damit die aus ihm entspringenden Anspriiche noch nicht

-7 -
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zur Entstehung gelangt. Der Beklagte ist somit noeh nicht

Glaubiger einer Geldforderung geworden, die durch Hinter~
legung hitte erfiillt werden k¥nnen, Es handelt sioch bei -
dieser Kaufpreisforderung auch nicht, wie das Berufungs-
gericht annimmt, nur um die Umwandlung einer bereits be-

~ * stehenden Auseinandersetzungsforderung des Beklagtem,

' dié‘dﬁfch den Abschluss des Kagfvertragsflediglich eine

" besondere rechtliche Gestaltung erfahren wiirde., Naeh dem
”‘fzﬁeifeléfreien’Inha1t4des“Gesellschaftsvertrage hat ’

der Beklagte einen solchen Anspruch hinsichtlioch seines

.Bruchteilseigentums mit seinem Ausscheiden nicht erlangt.
. Der Gesellschaftsvertrag verpflichtet die verbleibenden
? Gesellschnafter nicht, den ausSchéidenden'Gesellschafter_
.wégén,seinqs Bruchteilseigentums_abzufinden oder das
© . Bruchteilseigefitum zu iibernehmen, Sie sind in ihrer
'Entschliessung'insoweit vellkommen frei gestellt, se

dass dem Beklagten vor Abschluss des Kéufvertrags auch
noch kein Anspruch auf Abfindung oder Auseinandersetzung
im Hinblick auf sein Bruchteilseigentum zustehen kann,

‘Entsteht somit die Kaufpreisf-rdérung des Beklagten

beim Abschluss des Kaufvertrags erst nach der Wihrungs-

-reforn, so kann der Beklagte sein Angebot heute auch

nor.in DM-Wihrung abgeben, ssdass eine etwaige Verur.
teilung des Beklagten zur Abgabe eines derartigen An-

-.gebots ebenfalls nur in dieser Form erfolgen konnte.

Nun hat freilich das Berufungsgericht in rechtlich bin-
dender IPorm festgestellt, dass bei der Wertberechnung
der .Grundstiicke und des Inventars die fiir die HShe des
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Kaufpreises massgeblich ist, auf den Zeitpunkt des

‘Ausscheidens des Beklagten, also auf den 1. Oktober = *

1944, abzustellen ist. Aus dieser tatsdchlichen Fest-
stellung kann indessen nichts Abweichendes eninommen

_wérdén; Sie besagt lediglich, dass fiir die Berechnung

der tatsichliche Zustand der Grundstiicke und des In-
ventars am 1. Oktober 1944 . zugrunde zu legen: ist. Es

g mussen daher tatsachllche Werterhthungen oder Wert-
B minderungen, die nach, diesem Zeitpunkt eingetreten =

sind ausser Ansutz ‘bleibeni- ‘Des weiteren sind die webt-

‘ bildenden Faktoren, d1e am1i Oktober 1944 iy eine
 ébjektive Preisbeurteilung massgeblich waren (zi Bi

Baukbstenlndex), im vollen Umfang- zu berucksiohtigln.
Dagegen ist ‘es nicht mbglich, auch die gesetzliche Xne
derung dex. Wahrung bel der Wertborechnung mit hinein-
zuziehen, ‘weil ‘sie den Wert der Grundstiicke und des
Inventars, ihre tatsachliche Beschaffenheit und die fﬁr
sie massgeblichen wertbildendern Faktoren, nicht berithrt
hdt Demgemiss ‘konnen die Klager von dem Beklagten in
Erfullung seiner Verpflichtung zur Ahbgabe eines Kauf-

' angobots nicht verlangen, dass er ein solches Kaufan-

gebot auf Zahlung eines. RM—Betrages oder unter An-
rechnung des hlnterlegten Betrages abgebe. Desgleichen
‘ist das Vcrlangen der Kligor als Erfilllungsanspruch
unbegrundet, einen Betrag von hochstens . DM 15.000,~=~ 2u~

' zuglich der: hinterlegten RM 45.371,40 als Kaufpreis zu
~ bestimmen, da dieser Betrag nach den vorliegenden
Sch&fzungen‘offeﬁhér'ungerechtfertigt'iﬁt.

AT e e s s
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- 2, Bei dieser rechtlichen Beurteiluhg geéwinnt die
"' Frage, ob der Beklagte mit der Abgabe des Kaufangebotb |
in Schuldnerverzug geraten sei und deshalb den Klégern
.- den aus dem Verzug entstandenen Schaden zu erstatten
"habe, entschéidende Bedeutung. Die Verpflichtung des
' Beklagtén zur Abgabe des Kaufangebots ist eine echte
‘Schuldnerverpflichtung, die die Moglichkeit eines
_ Schuldnerverzugs  erdffnet; Auch kann'alé'erstattungs—
"&fféhigér'Verzugsschaden der Schaden in Betracht kommen,
‘der dem GlHubiger'dadurch entstanden ist, dass er seine
‘Geldschuld nicht mehr vor der Wiéhrungsreform in Reichs-
mark begleichen konnte und nunmehr zur Zahlung von
‘Deutscher Mark im Verhéltnis'lzl verpflichtet ist
(BGH JZ. 1951, 47). Die Kliger kinnten daher beim Vor-
liegen eines Sehuldnerverzugs auf Seiten des Bek’agten
“.fordern, vcn diesem 80 gestellt zu werden, als ob er
* ihnen wvor der Wahrungsreform den Abschluss des Kaufver-
* trages anvetragen und er ihnen damit den Erwerb seines
*  Bruchteilseigentums gegen éahlung eines Reichsmarkbe-
' . trages ermdglicht hitte. )

~ Das Berufungsgericht:glaubt'das Vopliegen eines
Schuldnerverzugs auf Seiten des Beklagten verneinen zu
maséen. Nach dem Gesellschaftsvertrag habe der Beklagte
. als Gegenleistung fiir die Aufgabe'seines Miteigentums an
;Grundstucken und -Inventar den wirklichen Wert, d,h.
aeinen wirtschaftlich gleichwertigen Gegenanspruch in
‘AGeld erhalten sollen. Es widerspreche daher dem Vertrags-
w111en und - Treu und Glauben, den Beklagten mit einer
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" ‘Gegenleistung abzufinden, die im auffalligen Miss-
verhaltnis zu der von ihm zu erbringenden Leistung
’“ stehe und dem wirklichen Wert seiner Miteigentumsanteile-
in keiner Weise entspreche. Unter diesen Umsténden sel .
"‘der Beklagte vor der Wdhrungsreform zur Abgabe des
‘ :Khnfangebots noch nicht verpflichtet gewesen, sodass
1das Vorllegen eines Schuldnérverzugs auf  Seiten des
<Bek1agten bis zu diesem Zeitpunkt nicht zu bejahen sei. .
t;k‘Die hiergegen gerichteten Angriffe der Revisicn k#nnen Q) ‘&§
o im_Erggbn;s,keinen Erfolg hgben.

Zunichst ergibt siéh;'entgegen.derlAuffassung der
Revigion, aus der VO'Nr 92 der britischen Militdrregie~
‘rung nicht, dasé der Beklagte ncch in der Zeit vor der

“Wiahrungsrefsrm zur Abgabe des Kaufangebots verpflichtet

- war. Wie ‘der Wortlaut der V) Nr 92 besagt; bezieht sich
-diese lediglich auf dié'Effﬁllung von Verbindlichkeiten,
die eine Geldzahlung zun. Gegenstand haben., Hier dagegen
handelt es sich um eine Verbindlichkeit des Beklagten,
die auf Abgabe einer Wlllenserklarung gerichtet ist,
sodass eine Anwendunr der VO Nr-92 auf den vorliegenden
Fall nlcht ‘mdglich ist. Das Ziel dieser V0 bestand : ﬂ) &
ledlyllch darin, die AbW1ck1ung bestehender Geldverbind- -
lichkeiten zu .erleichtern und in dieser Hinsicht die
Hemmnlsse zZu beseitigen, die sich aus den naheliegenden
Versuchen der Geldg gldubiger ergaben, die Annahme der an-
gebotenen Reichsmark-Leistungen hinauszuschieben, Diesen .
Anwendungsbereich iiber das Gebiet der Abwicklung be-
stehender und falliger Geldverbindlichkeiten hinaus aus-

~ 11 -
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zudehnen und auch auf die Begriindung von Geldverbind-—
_ llchkelten in. ﬁelchsmark~Wahrung Zu erstreoken, ist
a nlcht mdglich

- 11 -

lf, Die tief eingreifenden Auswirkungen des Wihrungse
‘verfalls auf das Wirtschaftsleben in den letzten Jahren
' -yor der Wihrungsreform sind fiir die rechtllche Beur-
’ tellunn der Verpflichtung des Beklagten zur Abgabe des
7-Kaufangebots nicht ehne Einfluss. Durch den Wshrungs-
”‘verfall war in weltgehendem Umfang die wirtschaftliche
Glelchwertl ckelit zwischen Sachwert und gesetzlich Zu-
"lass1gem Geldwert aufgehoben. Die Rechtsprechung hat
sich dieser Tatsache nicht verschlossen. Sie brachte,
auch schon in der Zeit vor der Wihrungsreform, die
‘Wirtschaftliche Minderbeweriung der Geldleistung gegen-
iiber der Sachleistung im gewissen Umfang zur rechtlichen
Anerkennung und PBeriicksichtigung, So wurden aus dieaem
Grunde auf dem Gebiet des Schadenersatzreéhts die Mog-
lichkeiten einer Ersatzleistung in Geld gegeniiber der
Pflicht zur Naturalherstellung erheblich eingeschrénkt.
Der Abschluss obligatorischer Vertrige zur Uberlassung
' von Sachwerten gegen einén Geldwert wurde nicht mehr all-
_ gemein als sinnvoll oder als berechtigt betrachtet,
sodass im Einzelfsll fiir derartige Vertrégo die vor-

”f mundschaftsgerichtliche Gerehmigung verweigert oder die
.éinseitige Herbeifﬁhrung‘solcher Vertrige durch Austibung
eines Gestaltungsrevhta als Rechtsmissbrauch angesehen
wurde (vgl OGH Urteil vom 16. Dezember 1948 ~ II ZS
27/48 fiir die Ausiibung eines Wiederkaufsrechts;

-12 =
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'OLG Oldenburg MDR 1948, 17 fiir die Ausiibung eines
Ankaufsrechts)., Es wurde ferner bei der Auseinander-
setzung von Vermdgensgemeinschaften nicht mehr unbe-

. dingt an der Pflicht zur Aufgabe des Anteils gegen Ab~
findung in Geld- festgehalten, weil eine solche Abfindung
in Geld unter Beriicksichtigung von Treu und Glauben
nicht zumutbar erschien (vgl LG Gottingen Hann Rpfl

,-1947, ‘69 fiir-die Zwangsversteigerung eines Grundstiicks

-im Wege der urbauseinandersetzung), Fiir die Auseinander~

- setzung von Gesamthandsgemeinschaften fanden diese

Grundsitze nach der Wihrungsreform durch das Umstellungs-

. gesetz -im gewlissen Umfang ihre Bestdtigung. Das Um=-
stellungsgesetz geht insoweit v-n dem Grundsatz aus,
.dags. bei der Abfindung eines Gesellschafters in Geld

V  die vorausgegangene Entwertung der RM-Wihrung nicht zu

.Lasten des abzufindenden Gesellecha’ters gehen darf,
und dass daher der Auseinandersetzungsanspruch in Ab-

. weichung von. dem allgemeinen Uﬁstellungsgrﬁndsatz nicht
im Verhiiltnis lo : 1, sondern im Verhilinis 1 : 1 umzu=-
stellen ist (§ 18 2if? 3 UnstGes). '

 Die gesetzliche Anerkemnung, die die wirtschaft-
‘1iché'Minderbewertung des entwerteten RM-Geldes
genenuber dem Sachwert bel der Auseinandersetzung von
Gesellschaften durch das Umstellungsgesetz erfahren
'hat, erfordert im vorllegenden Fall eine entsprechende
‘Berugkalchtlgung Dem steht nicht entgegen, dass die
Grundstiicke und das Inventar den Parteien nicht zur
gesamten Hond, sondern zu ideeller Bruchteilen (Mit-
eigentun) zustehen. Dieses Miteigentum der Gesellschafter

-13 -
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ist auf Grund zusidtzlicher Verpflichtungen diesen . in

ihrer gesamthéinderischen Gebundenheit unentgeltlich zu
ihrer Benutzung iiberlassen. Dariiber hingus ist durch

A“ -die‘Einr§umung eines Vorkaufsrechts und die Anbietungs—.

pflicht beim Ausscheiden eines Gesellschafters Vorsorge .
. ‘dafiir getroffen, dass diese Gecbundenheit -des Miteigentums
im Interesse der Gesellschaft nicht einseitig und gogen
. den Willen der iibrigen Gesellschafter. durch -einen Bruch-

" Lvtqi1se1gentﬁmer aufgehoben werden kann. Unter diesen Un-
- sténden kann. der Rechtsform des Eigentums an Grund~

stiicken und Inventar in diesem Zusammenhang keine ent~
. gcheidende Bedeutung beigemessen werden; die bewusate
und gewollte Bindung eines jeden Gesellschafters in
seiner Eigenschaft als Miteigentﬁmer gegeniiber den

' andeéren Gesellschaftern rechtfertigt insoweit eine

Gleichstellung mit dem Gesamthandséigentumi Dem Be~
klagten war demzufolge nicht zuzumuten, durch die Abgabe
des Kaufangebots seinen Anteil an den :runéstucken und

- an dem Inventar gegen Zashlung des gesetvllch zulédssigen
RM-Betrages zu iiberlassen uvnd dadurcha ZLgleich eine
empfindliche Vermdgeneeinbusse hinzunzhmen., Eine salche
Verpflichtung widerstreitet den Grundsitzen von Treu und
Glauben, von denen jeder besellschéftsve trag in einem
besonderen Masse beherrscht ist. Das £ilt um so mehr,
“als fiir die Kldger keine berechtigten Griinde vorlagen,
im Interesse der Fortfiihrung ihrer Gesellschaft auf eine
scfortige Erfiillung der Verpflichtung des Beklagten zu
bestehen. Der Beklagte hat solche Belange ddr Kléger
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“in dem notweéntigen Umfang dadurch gewahrf;'gass er
_nach seinem Ausscheiden atis der Gesellschaft diesen die

Benutzung seinos Eigentumsanteilé'aﬁ'deh.qundstﬁcken und

L;dem Inventar weiterhin uberliess und 80 das’ berechtigte
;=4nteresee der Geéellschaft an der Fortfuhrung des

". Krankenhauses achtete. Ea muss daher dem Beklagten das
5Recht zugebilligt werden, die Erfullung seiner Vertrags-
" verpflichtung. zur Abgabe” des Kaufangebots in der Zeit

vor der Wihrungssreform zit verweigern. Er jst demgeméss

. wihrend dieser Zeit durch seine Welgerung nicht in
.. Schuldnerverzug geraten, sodass fiir die Kliger die Még-
...~ lichkeit zur Geltendmachung 1hres Wahrungssdhadens als

Verzugssohsden en*fallt.

Die Revision wendet gegeniiber dieser Auffassung ein,

" dass der Beklagte durch sein eigenes Verschulden seinen
'h Ausschluss aus der Gesellschaft herbeig efahrt und es

daher seinem eigenen Verhalten zuzuschreiben habe, in

'"  der fir ihn wirtschaftlich ungiinstigen Reichsmark-Zeit

eineé Abfindungssumme als Entgelt fiir sein Miteigentum

‘entgegennehmen zu miissen. Die Revision meint, dass es
unier diesen besonderen Umstdnden.nicht angebrachti sei,
udem Beklagten unter Berufung auf Treu wid Glauben ein
:J_ Leistungsverweigerungsrscht;far die Zeit vor der
~MH?_7Wéﬁruhgsreform zuzubilligen. Auch diese Ausfiihrungen der
iRevleion vermigen eine andere rechtliche ‘Reurteilung nicht
‘. wu rechtfert1 zen, Das etwaige Verschulden des Beklagten
; :vor seinem Ausgcheiden .aus der -Gesellschaft hat in dem
“'Beschlusq der ubrigen.Cesellschafter, ikn aus der Ge-
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sellschaft auszuschliessen, zu den entsprechenden
‘Folgen gefiihrt. Die einschneidenden wirtschaftlichen .
Nachteile, die sich fiir den Beklagten aus diesem |
Ausschluss mogllcherwelse ergaben, musste er im Hinblick
auf‘@ie Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und den
durch sein Verhalten veranlassten Beschluss der. iibrigen

.. - Gesellschafter hinnehmen und sich gegebenetifalls selbst

zuschreiben. Darﬁber hinaus das étwa{ge Verschulden

SN auch noch bei der Abfindung des Beklagten zu beruck-

31cht1gen, ist nicht vertretbar., Eine solche Beriick-

sichtigung wiirde dem Beklagten Ve rmopensnachtelle auf~

* blirden, die nicht durch sein Verhalten, sondern durch

»die‘allgemeiﬁen'wirtschaftlichen Verfallserscheinungen

der Reichsmarkwdhrung bedingt sind und den Kldgern
Vermoaensvortelle zubllllgeh, auf ‘die sie nach dem Ge-

*'isellschaftbvertrag keinen Ansp“uch haben. Es geht auch

'w'nlcht an, die Abfindung eines’ ausecheldenden Qe-

‘:'selluchafters in verschiedener Hche zu bemessen, je nach

' dem, ob ihn ein-: Verschulden oder kein Verschulden an

) selném Ausscheiden trirfs Sy Jlne Vermdgenseinbusse, die

unter einem solchen G95104t°nunxt zugelassen wiirde, wiirde

elner Geldstrafe zu Gunsten der ibrigen Gesellschafter

. gle1chkommen,:fur die jede Rechtsgrundlabe fehlt

- (OLGR . (Hamburg), 19, 313). Es kann daher dem Kléger,

" gelbst wenn er durch eigenes Verschulden seinen Aus-

schluss aus der Gesellschaft herbeigefiihrt haben sollte,
aus diesem Grund das Recht zur Verweigerung seiner

Leistung, den Kligern den Abschluss eines Kaufvertrages
'anZufragen, nicht verwehrt werden. Hieraus ergibt sich,

dass der geltend gemachte Anspruch der Kliger weder unter
dem Gesichtspunkt der Erfillung noch unter dem Ge-

e
~
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' 51chtspunkt des Verzugsschadens gerechtfertigt 1st.

Ein Eingehen auf d1e weiteren Revisionsrﬁgen ist
- nicht erforderlich, da sie in keinem Fall bei der vor-
~liegenden rechtlichen Beurteilung zum Erfolg fiihren

- ‘und. sich nur gegen Rechtsausfuhrungen des Berufunga—
.urteils wenden, auf die es im Ergebnis nicht ankemmt.

' Das gilt auch fir die Revisionsruge aus § 551
.. 2iff 7 ZPO. Der Unstand, dass der Beklagte nach den
__Behauptunyen des XKl&igers bereits RM 5,000,=- ‘erhalten
__hat, andert nlchts an der vorstehenden .rechtlichen Be-
‘urte;lung der‘Klagantrage. Br ktnnte vielmehr nur fiur
‘dieAFrage van Bedeutung werden, ob der Beklagte sich
diesen Betrag in voller H6he nach Abschluss des Kauf-
_ vertrags anrechnen lassen muss, Die Nichtberticksich-
tigung dieses Parteivorbringens ist daher fiir die
_'Dntscheidung ohne Bedeutung, sodass aus’ diesem Grunde
.,_auch die Revisionsriige aus § 551 ziff 7 ZPO nicht
durcharelft (RGZ 158, 119)

C =T -
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- Somit erweist sich die Revision im vollen
Umfang als unbegriindet, sodass sie mit der Kostenfulge
aus § 97 2P0 zuruckzuweisen war.

gez. Dr.'Cénté%;w ez ‘Dr, Drost

' zugleich fiir den durch gez. Dr, 'Selowsky
Krankheit sn der Unterschrift
verhinderten Bundesrichter gez. Dr. Fischer}.
' Haidinger.




	mm^

	yS:- :’, ';

	/ßt


